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liebe leserinnen und liebe leser,

die regelmäßige beschäftigung der höchsten gerichte 
mit dem erbschaftsteuergesetz ist zum ritual gewor-
den, für die beratungspraxis zur Daueraufgabe, für den 
Steuerpflichtigen schlicht unzumutbar. Es ist wieder 
einmal soweit: 

Am 17.12. wird das bundesverfassungsgericht sein 
urteil zur erbschaftsteuer verkünden. Auslöser des 
Verfahrens war der Bundesfinanzhof, der insb. die Be-
günstigung und Freistellung von betriebsvermögen als 
verfassungswidrig ansieht. Das urteil lässt sich seriös 
nicht prognostizieren. Wir wollen aber die möglichen 
konsequenzen der entscheidung kurz darstellen:  

    Alternative 1: Das erbschaftsteuergesetz ist nicht 
verfassungswidrig. Folge: Das gesetz gilt unverän-
dert weiter.

   Alternative 2: Das erbschaftsteuergesetz ist verfas-
sungswidrig. Mögliche Folgen:

 •  Das Gesetz bleibt in Kraft; der Gesetzgeber wird 
zur nachbesserung innerhalb einer bestimmten 
Frist aufgefordert.

 •  Das Gesetz wird rückwirkend als nichtig/teilnichtig 
und (insoweit) als nicht anwendbar beurteilt.

 •  Das Gesetz ist rückwirkend nichtig/teilnichtig; dem 
gesetzgeber wird erlaubt, rückwirkend ein neues 
gesetz zu schaffen. 

 

Teilweise wird zur realisierung der bisherigen steuer-
lichen Vorteile geraten, schenkungen mit Widerrufs-
vorbehalt noch vor dem 17.12.2014 durchzuführen. In 
komplexen Fällen werden durch diese schenkungen 
aufwendige berechnungen notwendig, der hierbei er-
zielbare nutzen ist unter der gegebenen unsicherheit 
kaum kalkulierbar. klare und allgemein gültige empfeh-
lungen lassen sich vor diesem hintergrund leider nicht 
aussprechen.

es grüßen sie herzlich
Ihre Dr. Vaih & Partner
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1   umsatzsteuervoranmeldungen und lohnsteueranmeldungen 
müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen samstag, sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der stichtag. bei einer säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine säumniszuschlä-
ge erhoben. eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem konto des Finanzamts am Tag 
der Fälligkeit erfolgt.

2   bei Zahlung durch scheck ist zu beachten, dass die Zahlung 
erst drei Tage nach eingang des schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. es sollte stattdessen eine einzugsermächtigung 
erteilt werden.

3   Für den abgelaufenen Monat.

4   Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 
den vorletzten Monat.

5   Die Fälligkeitsregelungen der sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten bankarbeitstag des laufen-
den Monats vorgezogen worden. um säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die 
beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei Arbeits-
tage vor Fälligkeit (d. h. am 19.12.2014) an die jeweilige ein-
zugsstelle übermittelt werden. regionale besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die lohnbuchfüh-
rung durch extern beauftragte erledigt, sollten die lohn- und 
gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feier-
tagen fällt.

steuerart Fälligkeit
ende der schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung 1 scheck 2

lohnsteuer,  
kirchensteuer, 
solidaritätszuschlag 3

10.12.2014 15.12.2014 5.12.2014

kapitalertragsteuer, 
solidaritätszuschlag

Ab dem 1.1.2005 sind die kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende solidaritätszuschlag 
zeitgleich mit einer gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

einkommensteuer, 
kirchensteuer, 
solidaritätszuschlag

10.12.2014 15.12.2014 5.12.2014

körperschaftsteuer, 
solidaritätszuschlag 10.12.2014 15.12.2014 5.12.2014

umsatzsteuer4 10.12.2014 15.12.2014 5.12.2014

sozialversicherung 5 23.12.2014 entfällt entfällt

TerMIne 

Termine Dezember 2014
bitte beachten sie die folgenden Termine, zu denen die 
steuern und sozialversicherungsbeiträge fällig werden:
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sTeuer AkTuell 

Überwiegend betrieblich genutztes kraftfahrzeug ist notwendiges 
betriebsvermögen

sTeuer AkTuell 

keine rückstellung für die ausschließlich gesellschaftsvertraglich 
begründete Pflicht zur Prüfung des Jahresabschlusses

Das steuerrecht ist nicht nur schwer verständlich, 
sondern führt mitunter zu kuriosen ergebnissen. Dies 
musste ein rechtsanwalt feststellen, der seine betrieb-
lichen Fahrten mit seinem PkW einzeln aufgezeichnet 
und die Fahrzeugkosten pauschal mit 0,30 € je gefah-
renen kilometer als betriebsausgaben angesetzt hatte. 
Die betrieblich gefahrenen kilometer betrugen mehr 
als 50 % der gesamtfahrleistung. Aus diesem grunde 
ordnete das Finanzamt das Fahrzeug dem notwen-
digen betriebsvermögen zu. Weil der rechtsanwalt 
kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt hatte, 
ermittelte das Finanzamt den privaten nutzungsanteil 
nach der 1 %Methode. Dieser Wert war aber höher als 
die tatsächlichen gesamtkosten des Fahrzeugs. Das 

 Finanzamt beschränkte zwar den Wert des privaten 
nutzungsanteils auf die kosten (sog. kostendecke-
lung), aber im ergebnis konnte der rechtsanwalt trotz 
seiner vielen betrieblich gefahrenen kilometer keine 
KfzKosten geltend machen. Der Bundesfinanzhof hat 
die handhabung des Finanzamts bestätigt.

 
Hinweis: Die ungünstige Versteuerung nach der 
1 % Regelung hätte durch die Führung eines 
ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs vermieden werden 
können.

In der handelsbilanz sind rückstellungen für unge-
wisse Verbindlichkeiten zu bilden. Voraussetzung für 
die bildung einer rückstellung für ungewisse Verbind-
lichkeiten ist das bestehen einer nur ihrer höhe nach 
ungewissen Verbindlichkeit oder die hinreichende 
Wahrscheinlichkeit des künftigen entstehens einer 
Verbindlichkeit dem grunde nach - deren höhe zudem 
ungewiss sein kann - sowie ihre wirtschaftliche Verursa-
chung in der Zeit vor dem bilanzstichtag. Des Weiteren 
setzt das bestehen einer Verbindlichkeit den Anspruch 
eines Dritten im Sinne einer Außenverpflichtung vo-
raus, die erzwingbar ist. Die im gesellschaftsvertrag 
vorgesehene Verpflichtung zur Prüfung des Jahresab-
schlusses rechtfertigt die bildung einer rückstellung 
nicht. Diese Prüfung dient als grundlage für die Fest-
stellung des Jahresabschlusses durch die gesellschaf-
terversammlung. Der geprüfte Jahresabschluss bildet 
sodann seinerseits die grundlage u. a. für die von der 

gesellschafterversammlung zu treffenden gewinnver-
wendungsbeschlüsse. Die Selbstverpflichtung dient 
ausschließlich dem einzelnen gesellschafter. Der aus 
dem gesellschaftsvertrag dem einzelnen gesellschafter 
erwachsene Anspruch auf Durchführung des formali-
sierten Prüfungsverfahrens kann naturgemäß nur inner-
halb des gesellschafterverbundes geltend gemacht und 
durchgesetzt werden. er stellt daher keine Außenver-
pflichtung dar. Unerheblich ist, dass der einzelne Ge-
sellschafter die Verpflichtung, den Jahresabschluss prü-
fen zu lassen, einklagen kann. Denn die einklagbarkeit 
der Verpflichtung ist für sich gesehen nicht geeignet, die 
freiwillige Selbstverpflichtung als eine Außenverpflich-
tung erscheinen zu lassen. Insoweit stehen sich die 
einzelnen gesellschafter, denen ein entsprechendes 
klagerecht zusteht, und die Personengesellschaft nicht 
als fremde Dritte gegenüber.

Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs
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sTeuer AkTuell 

umsatzsteuererstattungen für mehrere Jahre sind 
einkommensteuerbegünstigte außerordentliche einkünfte

sTeuer AkTuell 

Anschaffungskosten für ein baugrundstück sind keine 
außergewöhnlichen belastungen

ein unternehmer hatte jahrelang um die steuerfreiheit 
seiner umsätze aus geldspielautomaten gestritten und 
letztendlich recht bekommen. Ihm wurden in einem 
Jahr mehr als 95.000 € umsatzsteuer erstattet, die 
seinen betriebsgewinn erhöhten. er beantragte wegen 
dieser außerordentlichen einkünfte eine niedrigere 
einkommensteuerfestsetzung wegen sog. „mehrjähriger 
Tätigkeit“. Das Finanzamt meinte, gewerbetreibende 
hätten hierauf keinen Anspruch.

Der Bundesfinanzhof gab dem Unternehmer Recht, weil 
ein einmaliger ertrag aus der umsatzsteuererstattung 
für mehrere Jahre zu einer Zusammenballung von ein-
nahmen führt und nach dem sinn des gesetzes steuer-
begünstigt ist.

Die Anschaffungskosten eines größeren grundstücks 
zum bau eines behindertengerechten bungalows kön-
nen nicht als außergewöhnliche belastung berücksich-
tigt werden.

Bei dem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall 
ging es um die Mehrkosten für ein grundstück, die 
entstanden waren, weil eine an Multipler sklerose er-
krankte gehbehinderte einen behindertengerechten 
eingeschossigen bungalow errichtet hatte. Dieser hatte 
eine um ca. 45 qm größere Grundfläche gegenüber 
einem mehrgeschossigen bau, der auf einem kleineren 
grundstück Platz gefunden hätte.
Zwar sind die Mehraufwendungen für die behinder-
tengerechte gestaltung von Wohnraum in der regel 
zwangsläufig und damit als außergewöhnliche Be-
lastung abzugsfähig, das gilt jedoch nicht für die An-
schaffungskosten eines größeren grundstücks. hier 
fehlt es an der erforderlichen Zwangsläufigkeit. Die 
Mehraufwendungen entstehen durch die frei gewählte 
Wohnungsgröße und können nicht verglichen werden 
mit baulichen Maßnahmen, wie z. b. Treppenlift oder 
barrierefreies badezimmer.
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sTeuer AkTuell 

business-kleidung ist keine als Werbungskosten abziehbare 
typische berufskleidung

sTeuer AkTuell 

Mindestbesteuerung bei sog. Definitiveffekten nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs verfassungswidrig

Aufwendungen für die Anschaffung von kleidung befrie-
digen das allgemeine bedürfnis des Menschen, be-
kleidet zu sein, und sind i. d. r. Aufwendungen für die 
lebensführung, auch wenn die kleidung gleichzeitig im 
beruf benutzt wird. Diese Aufwendungen sind deshalb 
grundsätzlich nicht abziehbar.

nach einem urteil des Finanzgerichts hamburg führt 
die Anschaffung bürgerlicher kleidung selbst dann nicht 

zu einem Werbungskostenabzug, wenn kein Zweifel 
besteht, dass die konkreten kleidungsstücke so gut wie 
ausschließlich im beruf getragen werden. Die berück-
sichtigung von Aufwendungen für bekleidung scheidet 
immer dann aus, wenn die private benutzung eines 
kleidungsstücks als bürgerliche kleidung im rahmen 
des Möglichen und Üblichen liegt.

unternehmensverluste können in künftige Jahre vorge-
tragen werden und mindern dann die einkommensteu-
er-, körperschaftsteuer- bzw. gewerbesteuerbelastung. 
Der Verlustvortrag ist allerdings betragsmäßig begrenzt, 
sodass ein unternehmen unter umständen in den 
Folge jahren steuern bezahlen muss, obwohl es noch 
über Verlustvorträge verfügt (sog. Mindestbesteuerung).
Der Bundesfinanzhof hält diese Regelung zumindest in 
den Fällen für verfassungswidrig, in denen der Verlust 
und der spätere gewinn auf demselben rechtsgrund 
beruhen, zwischen beiden also ein innerer sachzusam-
menhang besteht, und der Verlustvortrag sich  wegen 
liquidation der gesellschaft steuerlich nicht mehr aus-
wirken kann. er hat deshalb die entsprechende gesetz-
liche regelung dem bundesverfassungsgericht vorge-
legt, da nur dieses ein gesetz für verfassungs widrig 
erklären kann.

Beispiel zur Körperschaftsteuer:
Die Agmbh hat gegen X eine Forderung in höhe von 
4 Mio. €, die sie in 2012 wegen uneinbringlichkeit ab-
schreibt. Ihr Verlust in 2012 beträgt ebenfalls 4 Mio. €. 
Im Jahr 2013 wird die Forderung wieder werthaltig, 
sodass die Teilwertabschreibung rückgängig gemacht 

wird. Die gmbh erzielt einen gewinn von 4 Mio. €. In 
2014 wird über das Vermögen der gmbh das Insolvenz-
verfahren eröffnet, es fallen nur noch Verluste an.
lösung nach bisheriger rechtslage:

Die Agmbh kann von dem Verlust 2012 in 2013 nur 
2,8 Mio. € (1 Mio. zzgl. 60 % von 3 Mio.) von ihrem ge-
winn abziehen, sodass sie auf 1,2 Mio. € steuern zah-
len muss. Den restlichen Verlust in höhe von 1,2 Mio. € 
kann sie zwar in spätere Jahre vortragen. Da sie aber 
liquidiert wird, bleibt der Verlustvortrag ohne steuerliche 
Auswirkung.

Diese endgültige steuerliche nichtberücksichtigung von 
Verlusten hält der Bundesfinanzhof für verfassungs-
widrig. Ob die Mindestbesteuerung auch dann verfas-
sungswidrig ist, wenn kein innerer sachzusammenhang 
zwischen Verlust und späterem gewinn besteht, bleibt 
offen. Man muss abwarten, ob und inwieweit die ent-
scheidung des bundesverfassungsgerichts klarheit 
schafft.
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rechT AkTuell 

Folgende unterlagen können im Jahr 2015 vernichtet werden

rechT AkTuell 

gesetzlicher urlaubsanspruch nach unbezahltem sonderurlaub

nachstehend aufgeführte buchführungsunterlagen kön-
nen nach dem 31. Dezember 2014 vernichtet werden:

   Aufzeichnungen aus 2004 und früher.

   Inventare, die bis zum 31.12.2004 aufgestellt worden 
sind.

   bücher, in denen die letzte eintragung im Jahre 2004 
oder früher erfolgt ist.

   Jahresabschlüsse, eröffnungsbilanzen und lagebe-
richte, die 2004 oder früher aufgestellt worden sind.

   buchungsbelege aus dem Jahre 2004 oder früher.

   empfangene handels- oder geschäftsbriefe und 
 kopien der abgesandten handels- oder geschäfts-
briefe, die 2008 oder früher empfangen bzw. abge-
sandt wurden.

   sonstige für die besteuerung bedeutsame unterla-
gen aus dem Jahre 2008 oder früher.

Dabei sind die Fristen für die steuerfestsetzungen zu 
beachten.

unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie 
von bedeutung sind

   für eine begonnene Außenprüfung,

   für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche 
ermittlungen,

   für ein schwebendes oder aufgrund einer Außenprü-
fung zu erwartendes rechtsbehelfsverfahren oder 
zur begründung der Anträge an das Finanzamt und

   bei vorläufigen Steuerfestsetzungen.

es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch 
erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten werden 
müssen.

natürliche Personen, deren summe der positiven ein-
künfte aus Überschusseinkünften (aus nichtselbstän-
diger Arbeit, kapitalvermögen, Vermietung und Ver-
pachtung und sonstige einkünfte) mehr als 500.000 € 
im kalenderjahr 2014 betragen hat, müssen ab 2015 
die im Zusammenhang stehenden Aufzeichnungen und 
unterlagen sechs Jahre aufbewahren. bei Zusammen-
veranlagung sind die Feststellungen für jeden ehegat-
ten gesondert maßgebend.

Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften 
aufeinanderfolgenden kalenderjahrs in dem die Voraus-
setzungen nicht erfüllt sind.

Vereinbaren der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
unbezahlten sonderurlaub, so können trotzdem ge-
setzliche urlaubsansprüche entstehen. Diese können 
auch nicht durch Tarifvertrag ausgeschlossen werden. 
eine gleichsetzung mit einem Teilzeitarbeitsverhältnis 
mit einer Arbeitspflicht von „null Tagen“ mit der Folge, 
dass der urlaubsanspruch nach der üblichen urlaubs-
berechnungsformel „null Tage“ beträgt, kommt nicht in 
betracht.

etwas anderes ergibt sich auch nicht aus einer entspre-
chenden Anwendung der regelungen für die kürzung 
des urlaubs für jeden vollen Monat der elternzeit bzw. 
des Wehrdienstes, da aus diesen kein allgemeiner 
rechtsgedanke abgeleitet werden kann.

 

Quelle: urteil des bundesarbeitsgerichts 
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2015 
monatlich 

€

2014 
monatlich 

€

2015 
jährlich 

€

2014 
jährlich 

€

West

krankenversicherung 4.125,00 4.050,00 49.500,00 48.600,00

Pflegeversicherung 4.125,00 4.050,00 49.500,00 48.600,00

rentenversicherung 6.050,00 5.950,00 72.600,00 71.400,00

Arbeitslosenversicherung 6.050,00 5.950,00 72.600,00 71.400,00

Ost

krankenversicherung 4.125,00 4.050,00 49.500,00 48.600,00

Pflegeversicherung 4.125,00 4.050,00 49.500,00 48.600,00

rentenversicherung 5.200,00 5.000,00 62.400,00 60.000,00

Arbeitslosenversicherung 5.200,00 5.000,00 62.400,00 60.000,00

rechT AkTuell 

neue beitragsbemessungsgrenzen ab 1. Januar 2015

rechT AkTuell 

Privat krankenversicherte sollten Arztrechnungen prüfen

Ab 1. Januar 2015 gelten voraussichtlich folgende Werte in der sozialversicherung:

Der Versicherungsnehmer einer privaten krankenver-
sicherung ist verpflichtet, die von ihm bei seinem Versi-
cherer eingereichte rechnung darauf zu prüfen, ob die 
darin aufgeführten leistungen auch tatsächlich durch-
geführt wurden. Die rechnung ist auf ihre Plausibilität 
zu prüfen und die Versicherung, die selbst keinen ein-
blick in die tatsächlich durchgeführten behandlungen 

nehmen kann, auf etwaige ungereimtheiten hinzuwei-
sen. hat der Privatversicherte auch nur leicht fahrlässig 
nicht bemerkt, dass in der rechnung des Arztes tat-
sächlich nicht erbrachte leistungen abgerechnet sind, 
kann die Versicherung die erstattungsleistungen dafür 
von ihm zurückverlangen.

Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen betragen für die 
bei einer gesetzlichen krankenkasse versicherten Arbeitnehmer 54.900,00 €. Für die bereits am 31.12.2002 in der 
Privaten krankenversicherung versicherten beschäftigten beträgt die grenze 49.500,00 €.

 

Quelle: urteil des Amtsgerichts München 
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rechT AkTuell 

bei Mieterhöhungsverlangen 
ist nur der Mietspiegel 
vergleichbarer gemeinden 
heranzuziehen

Will ein Vermieter die Miete erhöhen und stützt er sein 
Mieterhöhungsverlangen mangels Mietspiegel in der 
gemeinde auf den der nachbargemeinde, so müssen 
beide gemeinden vergleichbar sein. Dies hat das land-
gericht Potsdam entschieden.

ein Vermieter verlangte vom Mieter die Zustimmung 
zu einem Mieterhöhungsverlangen. Da die Wohnge-
meinde über keinen Mietspiegel verfügte, verwies er 
zur begründung für die geplante Mieterhöhung auf den 
Mietspiegel der nachbargemeinde. Der Mieter verwei-
gerte die Zustimmung unter hinweis auf die fehlende 
Vergleichbarkeit der beiden gemeinden. Der Vermieter 
hatte die Wohngemeinde mit ca. 17.000 einwohnern 
mit der nächstgelegenen stadt mit ca. 200.000 einwoh-
nern verglichen.

Das gericht gab dem Mieter recht. nach Auffassung 
der richter war das Mieterhöhungsverlangen des Ver-
mieters formell unwirksam. Da in der Wohngemeinde 
kein Mietspiegel existierte, hätte der Vermieter sein 
erhöhungsverlangen nur mit dem Mietspiegel einer 
vergleichbaren gemeinde begründen können. eine 

Vergleichbarkeit beider gemeinden sah das gericht 
nicht. Von Vergleichbarkeit kann nämlich nur dann ge-
sprochen werden, wenn die gemeinden nach der wirt-
schaftlichen, kulturellen und sozialen Infrastruktur, dem 
grad der Industrialisierung, der verkehrstechnischen 
erschließung und der Anbindung an Versorgungszen-
tren vergleichbar sind. ein Teilvergleich mit einzelnen 
stadtteilen ist unzulässig. In der entscheidung wiesen 
die richter darauf hin, dass es sehr gewagt erscheint, 
eine gemeinde mit 17.000 einwohnern mit einer groß-
stadt von nahezu 200.000 einwohnern zu vergleichen. 
Die fehlende Vergleichbarkeit kann auch nicht durch 
einen prozentualen Abschlag auf die Mieten der Ver-
gleichsgemeinde ersetzt werden. Maßgeblich und erfor-
derlich ist allein ein gesamtvergleich der gemeinden.
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